
Aktenzeichen:

ll. 51.229122

Verkündet

am 6a September 1961

I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

Beklagten9 Revisionsklägerin
und Revisionsbeklagtenp

gegen

Klägerin; Revisionsbeklagte'
und Revisionsklägeriny

hat der ll° Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 6° September 19619

an der mitgewirkt haben

Senetspräsident

Bundesrichterin

Bundesrichter

Dr„ H a‚u e i s e n
als Vorsitzender‚

Drß S c h w a r z und

S c n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter7

Bundessozialrichter L e h m a n n und

Bundessozialrichter B o u r b e c k
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin und der Beklagten
werden die Urteile des Landessozialgerichts Ham—

burg vom 120 Februar 1958 und des Sozialgerichts
Hamburg vom 14„ Dezember 1955 aufgehoben„

Die Klage wird abgewiesen„

Die Widerklage wird als unzulässig verworfeno

359 Beklagte hat der Klägerin ein Drittel der
außergerichtlichen Kosten zu erstatten„

Von Rechts wegeno
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G r_ü n d e z

‚I

Die Ehe der Klägerin mit Heinrich P;=r%==wurde
vom Landge—

richt Hamburg am 90 Januar 1942 wegen Alleinverschuldens des

Ehemannes ge$chiedeno Heinrich Peäui==ist seit Juli 1944 als
Soldat verscholleno Durch Bescheid vom 1„ Dezember 1951 be—
willigte das Versorgungsamt (VersorgA) Hamburg der Klägerin

wegen Verschollenheit des früheren Ehemannes für die Zeit vom

lo Oktober 1950 an Rente nach dem Bundesversorgungsgesetz

—BVG — (ä5 42‚ 52 BVG in der Fassung bis zum Inkrafttreten
des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 27° Juni 1960 — aF)„ Im

April 1954 teilte das Landgericht Hamburg dem VersorgA auf
Anfrage mit, die Klägerin habe im Ehescheidungsverfahren im

Termin vor dem Landgericht am 9° Januar 1942 auf Unterhalt
gegenüber Heinrich :f#é==»rerzichteto Gestützt auf Ziff° 26

der Sozialversieherungsanordnung (SVA) Nr° 11 erließ das

VersorgA darauf am 18° Mai 1954 einen "berichtigungsbescheid";

es führte darin aus, die Voraussetzungen für die Gewährung '

der Rente an die Klägerin seien wegen des Unterhaltsverzichts

nicht gegeben‚ die Rente werde deshalb vom 10 Juli 1954 an
entzogen„ Der Widerspruch der Klägerin wurde zurückgev'viesen°

Die Klägerin begehrte mit der Klage Aufhebung des Bescheids

vom 18° Mai 1954; die Beklagte beantragte Klagabweisung‚

hilfsweise erhob sie in der mündlichen Verhandlung vor.dem

Sozialgericht (SG) Hamburg am 140 Dezember 1955 Widerklage

mit dem Antrag, festzustellen, daß zwischen den Beteiligten

seit 10 April 1955 kein Versorgüngsrechtsverhältnis mehr be—

stehe° Das SG hob durch Urteil vom 140 Dezember 1955 den Be—
scheid vom 180 Mai 1954 und den Widerspruchsbescheid auf und

'verurteilte die Beklagte9 der Klägerin bis zum 51„ Januar

1956 die Rente weiterzugewähren; auf die Widerklage stellte

es fest, daß zwischen den Beteiligten ein VerSorgungsrechts—

verhältnis seit 1° Februar 1956 nieht mehr bestehe° Es führte

dazu aus9 der Klägerin sei. die Rente durch den Bescheid vom '
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10 Dezember 1951 zu Unrecht bewilligt worden, da sie im Ehe—

scheidungsverfahren auf Unterhalt-gegenüber dem früheren Ehe—

mann verzichtet habe; die Beklagte habe jedoch für den "Be—

richtigungsbescheid" vom 18, Mai 1954 keine Rechtsgrundlage

gehabt„Ziff„ 26 der SVA Nr, 11 habe bei Erlaß dieses Bescheids

nicht mehr gegolten und 5 41 des Gesetzes über das Verwaltungs—

verfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) habe noch nicht
gegolten, weil dieses Gesetz erst am 10 April 1955 in Kraft

getreten sei, Die Widerklage der Beklagten sei unzulässig,

soweit es sich um die Zeit bis zum Inkrafttreten des VeerG

(1, April 1955) handele, die Beklagte begehre insoweit nichts
anderes als die Abweisung der Klage° Vom 10 April 1955 an

habe die Beklagte dagegen mit der Widerklage einen Anspruch

geltend gemacht, der über den Antrag auf Klagebweisuhg hinaus—

gehe; sie könne jedoch mit der Widerklage nur den Erfolg haben,

>
den sie durch den Erlaß eines "Berichtigungsbescheids" im

Zeitpunkt der Erhebung der Widerklage gehabt hätte,-die Wider—

klage sei daher nur insoweit begründet, als die Feststellung

‚des Nichtbestehens des Versorgungsrechtsverhältnisses von dem

'Ablauf des Monats an begehrt werde, der auf den Monat folge,

in dem die Widerklage erhoben sei; es sei sonach festzustellen,

daß ein Versorgungsrechtsverhältnis seit 10 Februar 1956 nicht

mehr bestehe° Beide Beteiligte legten Berufung ein, die Klä—

gerin beschränkte die Berufung "auf die Zulässigkeit der Wider—

klage"o Durch Urteil vom 120 Februar 1958 wies das Landessozial—

gericht (LSG) Hamburg beide Berufungen zurück: Das SG habe zu

Recht angenommen, daß die Beklagte für den Bescheid vom 180 Mai

1954 keine Rechtsgrundlage gehabt habe, Die Widerklage der Be—

klagten.sei wegen der rechtlichen Ünklarheit über den zeitli—

chen Geltungsbereich der Ziff„ 26 der SVA Nr, 11 zuläsSig, so—
lange diese Frage noch nicht geklärt sei, brauche die Beklagte,

die den Bescheid vom 180 Mai 1954 für rechtmäßig halte, nicht

vorsorglich einen "neuen Berichtigungsbescheid" nach 5 41

VeerG Zu erlassen, sie habe den Streit über die sachlichen

Voraussetzungen,für die Rücknahme des Bescheids vom 10 Dezember
1951 in Form der hilfsweise erhobenen Feststellungswiderklage

..4..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

in das Verfahren einführen dürfen; Die Widerklage könne aber
keine anderen Wirkungen haben als ein Berichtigungsbescheid

nach @ 41 VeerG, ein solcher Berichtigungsbescheid habe

keine rückwirkende Kraft, das SGhabe daher zu Recht festge— Ü
stellt, daß die Verpflichtung der Beklagten zur Leistung auf

Grund des Bescheids voml° Dezember 1951 erst mit Wirkung vom
1„ Februar 1956 an weggefallen sei° Die Revision ließ das LSG

zu„ Das Urteil wurde den Beteiligten am}° März 1958 zugestellt;

Beide Beteiligte legten Revision ein, die Beklagte am 180 März '

19589 die Klägerin am 20° März 1958„

Die Beklagte beantragtet

unter Aufhebung der Urteile des LSG Hamburg vom
„

120 Februar 1958 und des SG Hamburg vom 21„ De—
zember 1955 die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragte9

Das Urteil des LSG Hamburg vom 12° Februar 1958

aufzuheben und unter teilweiser Abänderung des

Urteils des SG Hamburg vom 14° Dezember 1955 die
Widerklage des Landesversorgungsamtes Hamburg als

unzulässig abzuweisen9 sowie

die Beklagte zu verurteilen,der Klägerin.Hinter—

bliebenenversorgung über den 31° Januar 1956 hinaus

weiter zu gewähren; ferner

der Beklagten die außergerichtlichen Kosten des

Verfahrens aufzuerlegen„ ‘

Nachdem die Revisionsbegründungsfrist auf Antrag der Beklagten

bis 5„ Juni 1958 verlängert worden war, begründete die Beklagte

die Revision am17„ Mai 1958° Sie führte aus‚ Ziff° 26 der
SVA Nr° 11 habe nach 5 84 Abs° 3 BVG auch noch über den 310 De4'

zember 1952 hinaus gegolten7 ferner habe 5 41 VeerG nach

@ 52 VeerG auch laufende Fälle erfaßt; auch die Widerklage-

sei jedenfalls im vorliegenden Falle zulässig gewesen7 sie

habe auch "rückwirkende Kraft"; in der Verwaltungsrechtslehre,
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auf die das angefochtene Urteil Bezug nehme, sei nur die Frage

”behandelt, ob auf Grund der "Rückwirkung" eines Bescheids ge—
währte Leistungen zurückgefordert werden dürfen, hiervon sei

der vorliegende Fall nicht berührt‚ weil es hier darum gehe‚

ob der Klägerin für eine zurückliegende Zeit Leistungen nach—

trägliCh zu gewähren seien, obwohl feststehe9 daß der Bescheid‚

mit dem sie diese Leistungen bewilligt habe, rechtswidrig sei°

Die Klägerin begründete ihre Revision in der Revisionsschrift

im wesentlichen damit‚ daß die Widerklage aus Rechtsgründen

nicht zulässig gewesen seic

,
Die Beklagte beantragte?

die Revision der Klägerin zurückzuweisent

Die Klägerin beantragte‚

die Revision der Beklagten zurückzuweiseno

II’

Die Revisionen sind zulässig (@ 1621Ab3° 1 Nr° l‚ @ 164 des
Sozialgerichtsgesetzes - SGG —)° Sie sind auch begründet„

Der Bescheid vom lg Dezember 1951? durch den der Klägerin]

dente nach den 55 42, 52 BVG in der Fassung bis zum Inkraft—

treten des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 270 Juni 1960 (aF)

bewilligt worden ist, ist ein VerWaltungsakt mit Dauerwirkung°

Die Beklagte hat diesen Bescheid minem Bescheid vom 18„ Mai

1954 als rechtswidrig teilweise zurückgenommen° Das LSG ist

ebenso wie das SG zu Recht davon ausgegangen9 daß der Bescheid

vom 18„ Mai 1954 weder auf Ziff„ 26 der SVA Nr„ 11 noch auf
@ 41 VeerG hat gestützt Werden können; die Geltungsdauer der

Ziffo 26 der SVANr„ 11 ist nachZiffo 26 Abs°2 bis 51„ Dezem—
ber 1952 befristet gewesen, sie ist auch nicht durch @ 84

Abs„ 5 BVG über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert worden;

@ 41 VeerG ist erst am 10 April 1955 in Kraft getreten9 der

Bescheid vom 18; Mai 1954, durch den der Bescheid vom 1° Dezem—

ber 1951 zurückgenommen worden ist‚ ist ein Verwaltungsakt
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ohne Dauerwirkung, er ist nach dem Recht im Zeitpunkt seines

Erlasses zu beurteilen, also nicht nach-@ 41 VeerG (vgl° BSG

8, 11 ff; 10, 72 ff mit weiteren Hinweisen), Das LSG hat aber '
ebenso wie das SG zu Unrecht nicht geprüft, ob der Bescheid

vom 18° Mai 1954 nicht deshalb rechtmäßig ist, weil der Be?

scheid vom 13 Dezember 1951 nach den Grundsätzen des allgemei—

nen Verwaltungsrechts für die Zukunft hat zurückgenommen wer—

> den dürfen, Das allgemeine Verwaltungsrecht gilt für alle

Verwaltungsakte der Behörden der Kriegsopferversorgung, soweit

nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist oder die Beson—

derheiten des Rechts der nriegsopferversorgung eine andere

Regelung verlangen (BSG aaO), Nach den Grundsätzen des allge—

meinen Verwaltungsrechts können begünstigende Verwaltungsakte

mit Dauerwirkung, die rechtswidrig sind, in der Regel jeden—

falls für die Zukunft zurückgenommen werden, und zwar auch

dann, wenn sie bindend geworden sind, sofern nicht im Einzel—

falle das Interesse des Begünstigten an dem Schutz seines Ver—

trauens auf den Bestand des Verwaltungsakts das öffentliche

Interesse an der Beseitigung des Verwaltungsakts überwiegt

(vgl„ Urteil des BVerwG vom 7° Dezember 1960, DVBl 1961,
580 ff unter 4 und 5), Im vorliegenden Falle ist das LSG auch

zu Recht davon ausgegangen, daß der Bescheid vom 1, Dezember

1951 teilweise rechtswidrig ist, Die Klägerin hat, da sie im

Ehescheidungsverfahren rechtswirksam auf Unterhalt gegenüber

ihrem früheren Ehemann verzichtet hat, gegenüber dem geschie—

denen Ehemann in dem Öeitpunkt, in dem dieser verschollen ist,

keinen Unter«haltsanspruch gehabt, sie hat deshalb keinen An—

'spruch auf Verschollenheitsrente (5% 42, 52 BVG aF), Die.

Rechtswidrigkeit des Bescheids vom 1, Dezember 1951 ist im vor—

liegenden Falle allerdings nicht durch Umstände verursacht,

die in den Vérantwortungsbereich der Klägerin fallen, die Klä—

gerin hat in dem Antrag auf Versorgung angegeben, daß ihre Ehe

mit Heinrich Peters vom Landgericht Hamburg im Jahre 1942 rechte

kräftig geschieden worden ist; dies ergibt sich auch aus einer

von der Klägerin dem VersorgA 1951 vorgelegten "Bescheinigung

_ 7 _
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der Eheschließung" vom 240 April 1951, Es ist deshalb Sache

der Beklagten gewesen, bei der Entscheidung über den Antrag

1 der Klägerin Zu prüfen, ob auch die weitere Voraussetzung für

den Anspruch der Klägerin erfüllt ist, nämlich die Unterhalts—

pflicht des geschiedenen Ehemannes, Die Beklagte hat hierüber

erst im April 1954 Ermittlungen angestellt und eine Auskunft

des Landgerichts Hamburg eingeholt, vor diesem Zeitpunkt hat

sie die Klägerin in keiner Weise darauf hingewiesen, daß und

inwieweit die Unterhaltspflicht des geschiedenen Ehemannes für

ihren Anspruch auf Rente erheblich sei; die Rechtswidrigkeit

des Bescheids vom 10 Dezember 1951 fällt damit allein in den

Verantwortungsbereich der Beklagten° Nach den Grundsätzen des

allgemeinen Verwaltungsrechts hat deshalb die Beklagte in dem

Bescheid vom 180 Mai 1954 den Bescheid vom 10 Dezember 1951

nicht mit Wirkung für die Vergangenheit (ex tunc) zurücknehmen
dürfen; das hat die Beklagte aber auch nicht getan, sie hat

'auch nicht die Rente, die sie der Klägerin bis 50, Juni 1954
gezahlt hat, zurückgefordert° Der Bescheid vom 18, Mai 1954

ist rechtmäßig, weil die Beklagte darin den Bescheid vom

’10 Dezember 1951 nur für die Zukunft zurückgenommen hat, Das
Interesse der Allgemeinheit daran, daß Leistungen, für die

eine materielle Rechtsgrundlage von Anfang an nicht bestanden

hat, für die Zukunft in Wegfall kommen, ist in der Regel auch

dann höher zu bewerten als das Vertrauen des Begünstigten auf

den Bestand des Bescheids,
wenn die Rechtswidrigkeit des Be—

scheids-nicht in den Verantwortungsbereich des Bégünstigten

fällt; es kommt dabei allerdings auch auf die Zeit an, die

Seit dem Erlaß des begünstigenden Verwaltungsakts verstrichen

ist, und auf die Zeit, für die voraussichtlich auf Grund des

Bewilligungsbescheids, falls er nicht zurückgen0mmen wird,

Leistungen noch zu gewähren sind (vgl„ BVerwG aaO), Im vor—

liegenden Falle hat der Bescheid über die Bewilligung der Ver—l

schollenheitsrente an die Klägerin bis zu dem Erlaß des Be—

scheids über die Rücknahme zwar etwa 2 92 Jahre lang bestanden,

> die Klägerin, die bei Erlaß des Bescheids vom 180 Mai 1954

46 Jahre alt gewesen ist, hat aber im Falle des Fortbestands

_ 8 _
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des Bescheids vom l° Dezember 1951 voraussichtlich noch viele

Jahre Leistungen erwarten können„ Unter diesen Umständen über—

wiegt das Interesse der Allgemeinheit an der gleichmäßigen

Gewährleistung des dem Gesetz entsprechenden Rechtszustandes
gegenüber dem Interesse der Klägerin an dem Bestand des Be—

scheids vom 1° Dezember 1951 über den 30° Juni 1954 hinaus?
zumal die wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin mit dem

Wegfall der Rente am l° Juli 1954 nicht anders geworden sind?

als sie es infolge des Verzichts auf Unterhaltsleistungen des

Heinrich Peters im Ehescheidungsverfahren ohnehin waren° Das

LSG hat daher zu Unrecht die Berufung der Beklagten gegen

das Urteil des SG, das den Bescheid vom 18° Mai 1954 aufge—

hoben hat, zurückgewieseh‚ dieser Bescheid ist rechtmäßig‚

weil die Beklagte den Bescheid vom 10 Dezember 1951 mit Wirkung

für die Zukunft, nämlich vom lo Juli 1954 an, hat zurücknehmen

dürfen„ Obdie Klägerin nach@42BVGnFab 1„ Juni 1960oäer‘
von einem späteren Zeitpunkt an wegen tatsächlicher Unter—

haltsleistung ihres geschiedenen Ehemannes im letzten Jahr

vor seinem (Vermuteten) Tode Anspruch auf Rente hat, ist eine

andere Frage° Die Beklagte hat sich bereiterklärt, dies zu
prüfen und der Klägerin für die Zeit

vom l° Juni 1960 an einen

neuen Be30heid zu erteilen, diese Frage ist damit im Revisions—
’verfahren nicht zu entscheiden„

Das Urteil des LSG ist auch insofern unzutreffend, als das LSG

die Widerklage der Beklagten für zulässig gehalten hat° Zwar

bestehen keine Bedenken dagegen, daß die Widerklage hilfsweise’

erhoben worden ist für den Fall, daß die Klägerin mit ihrem

Begehren auf Aufhebung deszescheids v0m 180 Mai 1954 durch—

.
dringt (vgl° Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 8„Aufl„9
@_61 IV 5 0 8° 285,28é)° Es kann auch dahingestellt bleiben9

“ob die Widerklage der Beklagten nicht sehon deshalb unzulässig

ist? weil die Widerklage nicht schriftlich und auch nicht zur

—Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (@@lOO9

_90 SGG) erhoben werden ist, sondern‚ wie sich aus der Nieder—

schrift über die mündliche Verhandlung vor dem SG ergibt‚

mündlich in der Verhandlung(vgi° Peters/Sautter/Wolff, Anm°2
_9__’
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zu 5 100 SGG; Miesbach/Ankenbrank, Anm° 3 zu @ 100 SGG; Mell—

witz, AmmA zu @100 sec), Die Widerklage ist aber deshalb
'unzuläsSig, weil für sie kein Rechtsschutzbedürfnis bestanden

hat? Die Beklagte ist jedenfalls nach dem Inkrafttreten des

VeerG und im Zeitpunkt der.Erhebung der Widerklage - wie

auch das LSG angenommen hat — nicht gehindert gewesen, für

den Fall der RechtsWidrigkeit des Bescheids vom 18° Mai 1954

einen neuen Bescheid nach % 41 VeerG zu erlassen und damit

den Bescheid vom 15 Dezember 1951 mit Wirkung vom Inkraft—

treten des VeerG an aufzuheben (vgl, hierzu BSG, SozR Nr° 9

zu 5 41 VeerG); sie hat damit die Möglichkeit gehabt, das

von ihr erstrebte Ziel, nämlich die Beseitigung der Rechts—

.wirksamkeit des Bescheids vom1° Dezember 1951 für die Zu—

.kunft, ohne Inanspruchnahme der Gerichte,thrchzusetzen

(BSG 3, 136 ff, 140; 6, 97 ff), Von dieser Möglichkeit hat

sie nicht nur, wie das LSG meint, dann Gebrauch machen müssen,

wenn sie — wie dies in dem BSG 6, 97 ff entschiedenen Fall

geschehen ist — bisher überhaupt noch keine Entscheidung dar—

über getroffen hat, ob die Voraussetzungen für eine Rücknahme

des früheren Bescheids vorliegen; sie hat dies aueh dann tun

müssen, wenn sie zwar selbst bereits einen "Berichtigüngs=

bescheid" erlassen hat, wenn.es aber rechtlich zweifelhaft

gewesen ist, ob dieser "Berichtigungsbescheid" rechtmäßig ist,

Auch dies ändert nichts daran, daß die Verwaltung die hohéit—

'1iche Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffent—

lichen Rechts selbst vorzunehmen hat, daß für das Handeln

gegenüber dem ihr untergeordneten Bürger die Rechtsform des

Verwaltungsakts zur Verfügung steht und daß es nur Aufgabe

der Verwaltungsgerichte ist, die Rechtmäßigkeit dieses Ver—

waltungsakts na0h2uprt.fen° Die Verwaltung ist nicht nur be—

rechtigt, sondern auch verpflichtet, zunächst selbst zu prüfen,

ob sie — falls eine von ihr zunächst getroffene Regelung nicht

rechtmäßig ist — auf Grund einer anderen rechtlichen Grund—

lage eine neue Regelung erlassen darf; sie hat sich zunächst

selbst darüber schlüssig zu werden, von wann an diese andere
Rechtsgrundlage ihr ein Tätigwerden gestattet und in welchem

zeitlichen Rahmen sie auf Grund dieser anderen Rechtsgrundlage
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ein Rechtsverhälthis neu regeln darf, Die Gerichte sind nicht

befugt, in den Hoheitsbereich der Verwaltung einzugreifen; sie

sind dies auch dann nicht, wenn die Verwaltung selbst versucht,

im Wege der Feststellungsklage eine gerichtliche Entscheidung

über die materielle Rechtslage, wie sie ihrer Meinung nach

besteht, herbeizuführen, Das LSG hat zWar ausgeführt, daß

ein "neuer" Berichtigungsbescheid, wenn ihn die Beklagte

während des anhängigen Verfahrens erlassen hätte, nach % 96

SGG Gegenstand des Verfahrens geworden wäre; es hat hieraus

‚offenbar den Schluß gezogen, daß das mit der Widerklage an—
gestrebte Ziel in diesem Falle durch einen neuen Verwaltungs—

akt nicht einfacher und nicht schneller erreicht worden wäre

als durch die Widerklage (vgi„ BSG6, 97 ff), es hat de;halb
auch die Widerklage hier für zulässig gehalten, Auch wenn aber

in Fällen dieser Art der Erlaß eines "neuen" Berichtigungs—

bescheids nicht schneller zum Ziele führt als eine Widerklage,
falls eine solche zulässig wäre, so ist jedenfalls die Wider—

klage nicht "der einfachere Weg", Dies ergibt sich schon der—

aus, daßdas LSGannimmt,die rechtlichen Wirkungender Wider—
klage seien so zu beurteilen, wie_wenn die Beklagte im Zeit—
punkt der Erhebung der Widerklage einen Berichtigungsbescheid

erlassen hätte; es ist nicht einzusehen, warum ein Rechts—

vérhältnis, das die Verwaltung kraft ihrer hoheitlichen Be—

fugnis selbst regeln kann, Von den Gerichten so geregelt

werden soll, wie„wegn die Verwaltung selbst gehandelt hätte,

Da die Widerklage unzulässig
ist,

kommt es nicht darauf an,

wie das LSG sachlich darüber entschieden hat° Die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des SG ist insoweit begründet

gewesen, als das SG zu Unrecht über die Widerklage sachlich

entschieden hat; die Revision der Klägerin ist insoweit be—

gründet, als sie die Aufhebung des Urteils des LSG und die

Verwerfung der Widerklage als unzulässig begehrt,

Auf die Revisionen der Klägerin und der Beklagten sind sonach

das Urteil des LSG und das Urteil des SG aufzuheben; die Klage

— ll
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ist abzuweisen; die Widerklage ist als unzulässig zu verwerfen

(@ 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)„ Da die Klägerin in der Sache selbst
unterlegen ist‚ erscheint es angemessen, daß zwei Drittel

der außergerichtlichen Kosten des Verfahrens von der Klägerin

selbst getragen werden (5 193 SGG)„
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